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von Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht, so hat
dies mit ihrer Zustimmung zu geschehen, es sei denn, der Ur-
heber der Mitteilung kann rechtfertigen, ohne eine solche Zu-
stimmung in ihrem Namen zu handeln.

Artikel 3
Zulässigkeit

1. Der Ausschuss prüft eine Mitteilung nur, wenn er sich
vergewissert hat, dass alle zur Verfügung stehenden inner-
staatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt
nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbe-
helfe unangemessen lange gedauert hat.

2. Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für unzulässig,

a) wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der Er-
schöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingereicht
wird, es sei denn, der Urheber der Mitteilung kann nachwei-
sen, dass eine Einreichung innerhalb dieser Frist nicht mög-
lich war;

b) wenn die der Mitteilung zugrundeliegenden Tatsa-
chen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betref-
fenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie
auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen;

c) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss unter-
sucht worden ist oder in einem anderen internationalen Unter-
suchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist
oder geprüft wird;

d) wenn sie mit den Bestimmungen des Paktes unver-
einbar ist;

e
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Monaten eine schriftliche Antwort, einschließlich Angaben
über alle unter Berücksichtigung der Auffassungen und Emp-
fehlungen des Ausschusses getroffenen Maßnahmen.

3. Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere
Angaben über alle Maßnahmen, die der Vertragsstaat als Re-
aktion auf die Auffassungen oder etwaigen Empfehlungen
des Ausschusses getroffen hat, vorzulegen, einschließlich, so-
weit dies vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, in den
folgenden Berichten des Vertragsstaats nach den Artikeln 16
und 17 des Paktes.

Artikel 10
Mitteilungen von Staaten

1. Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann aufgrund dieses
Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Aus-
schusses zur Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen
anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein an-
derer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus dem
Pakt nicht nach. Mitteilungen aufgrund dieses Artikels kön-
nen nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie
von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich
selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklä-
rung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine Mitteilung ent-
gegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine der-
artige Erklärung abgegeben hat. Auf Mitteilungen, die auf-
grund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzu-
wenden:

a) Ist ein Vertragsstaat dieses Protokolls der Auffas-
sung, dass ein anderer Vertragsstaat seine Verpflichtungen
aus dem Pakt nicht erfüllt, so kann er den anderen Staat durch
eine schriftliche Mitteilung darauf hinweisen. Der Vertrags-
staat kann außerdem den Ausschuss über die Sache unterrich-
ten. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung
hat der Empfangsstaat dem Staat, der die Mitteilung über-
sandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung
oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, so-
weit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in
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wie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden zuverlässi-
gen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftra-
gen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu be-
richten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustim-
mung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsge-
biet einschließen.

4. Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen;
die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrens-
stufen anzustreben.

5. Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Un-
tersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit et-
waigen Bemerkungen und Empfehlungen dem betreffenden
Vertragsstaat.

6. Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Mona-
ten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnis-
se, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine
Stellungnahmen.

7. Nachdem das mit einer Untersuchung gemäß Absatz 2 zu-
sammenhängende Verfahren abgeschlossen ist, kann der
Ausschuss nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats
beschließen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Ver-
fahrens in seinen nach Artikel 15 dieses Protokolls erstellten
Jahresbericht aufzunehmen.

8. Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 1 ab-
gegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den
Generalsekretär gerichtete Notifikation zurücknehmen.

Artikel 12
Weiterverfolgung des Untersuchungsverfahrens

1. Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auf-
fordern, in seinen Bericht nach den Artikeln 16 und 17 des
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